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Krieg & Frieden

„Waffenlieferungen bedeuten, dass der Krieg sinnlos verlängert wird.“
Ein Interview mit General a. D. Harald Kujat. Das Interview führte Thomas Kaiser.

Ukrainekonflikt:

„Jetzt wäre der richtige Zeitpunkt,
die abgebrochenen Verhandlungen
wieder aufzunehmen“

Autor: General a.D. Harald Kujat
geboren am 1. März 1942, 
war u. a. Generalinspek-
teur der Bundeswehr und 
als Vorsitzender des Na-
to-Militärausschusses 
höchster Militär der Na-
to. Zugleich amtierte er 
als Vorsitzender des Na-
to-Russland-Rates sowie des Euro-Atlanti-
schen-Partnerschaftsrates der Generalstab-
schefs. Für seine Verdienste wurde Harald 
Kujat mit einer großen Zahl von Auszeich-
nungen geehrt, darunter mit dem Komman-
deurskreuz der Ehrenlegion der Republik 
Frankreich, dem Kommandeurskreuz des 
Verdienstordens Lettlands, Estlands und 
Polens, der Legion of Merit der Vereinigten 
Staaten, dem großen Band des Leopoldor-
dens des Königreichs Belgien, dem großen 
Bundesverdienstkreuz, sowie mit weiteren 
hohen Auszeichnungen, u.a. aus Malta, Un-
garn und der Nato.
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Zeitgeschehen im Fokus (ZiF): Wel-
chen Wert geben Sie der Berichterstat-
tung über die Ukraine in unseren Main-
stream-Medien?
General a. D. Harald Kujat (HK): Der 
Ukrainekrieg ist nicht nur eine militä-
rische Auseinandersetzung; er ist auch 
ein Wirtschafts- und ein Informations-
krieg. In diesem Informationskrieg kann 
man zu einem Kriegsteilnehmer werden, 
wenn man sich Informationen und Ar-
gumente zu eigen macht, die man we-
der verifizieren noch aufgrund eigener 
Kompetenz beurteilen kann. Zum Teil 
spielen auch als moralisch verstandene 
oder ideologische Motive eine Rolle. Das 
ist in Deutschland besonders problema-
tisch, weil in den Medien überwiegend 
„Experten“ zu Wort kommen, die über 
keine sicherheitspolitischen und strategi-
schen Kenntnisse und Erfahrungen ver-

fügen und deshalb Meinungen äußern, 
die sie aus Veröffentlichungen anderer 
„Experten“ mit vergleichbarer Sachkennt-
nis beziehen. Offensichtlich wird damit 
auch politischer Druck auf die Bundes-
regierung aufgebaut. Die Debatte über 
die Lieferung bestimmter Waffensyste-
me zeigt überdeutlich die Absicht vie-
ler Medien, selbst Politik zu machen. Es 
mag sein, dass mein Unbehagen über die-
se Entwicklung eine Folge meines lang-
jährigen Dienstes in der Nato ist, unter 
anderem als Vorsitzender des Nato-Russ-
land-Rats und der Nato-Ukraine-Kom-
mission der Generalstabschefs. Besonders 
ärgerlich finde ich, dass die deutschen Si-
cherheitsinteressen und die Gefahren für 
unser Land durch eine Ausweitung und 
Eskalation des Krieges so wenig beach-
tet werden. Das zeugt von einem Man-
gel an Verantwortungsbewusstsein oder, 
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um einen altmodischen Begriff zu ver-
wenden, von einer höchst unpatriotischen 
Haltung. In den Vereinigten Staaten, ei-
nem der beiden Hauptakteure in diesem 
Konflikt, ist der Umgang mit dem Ukra-
inekrieg wesentlich differenzierter und 
kontroverser, gleichwohl aber immer von 
nationalen Interessen geleitet.

ZiF: Sie haben sich Anfang 2022, als die 
Lage an der Grenze zur Ukraine immer 
zugespitzter wurde, zum damaligen In-
spekteur der Marine, Vizegeneral Kai-
Achim Schönbach, geäußert und sich 
im gewissen Sinne hinter ihn gestellt. Er 
warnte eindringlich vor einer Eskalati-
on mit Russland und machte dem Westen 
den Vorwurf, er hätte Putin gedemütigt, 
und man müsse auf gleicher Augenhöhe 
mit ihm verhandeln.
HK: Ich habe mich nicht in der Sache 
geäußert, sondern um ihn vor unqualifi-
zierten Angriffen in Schutz zu nehmen. 
Ich war allerdings immer der Ansicht, 
dass man diesen Krieg verhindern muss 
und dass man ihn auch hätte verhindern 
können. Dazu habe ich mich im Dezem-
ber 2021 auch öffentlich geäußert. Und 
Anfang Januar 2022 habe ich Vorschlä-
ge veröffentlicht, wie in Verhandlungen 
ein für alle Seiten akzeptables Ergebnis 
erzielt werden könnte, mit dem ein Krieg 
doch noch vermieden wird. Leider ist es 
anders gekommen. Vielleicht wird einmal 
die Frage gestellt, wer diesen Krieg woll-
te, wer ihn nicht verhindern wollte und 
wer ihn nicht verhindern konnte.

ZiF: Wie schätzen Sie die momentane 
Entwicklung in der Ukraine ein?
HK: Je länger der Krieg dauert, des-
to schwieriger wird es, einen Verhand-
lungsfrieden zu erzielen. Die russische 
Annexion von vier ukrainischen Gebie-
ten am 30. September 2022 ist ein Bei-
spiel für eine Entwicklung, die nur schwer 
rückgängig gemacht werden kann. Des-
halb fand ich es so bedauerlich, dass die 
Verhandlungen, die im März in Istanbul 
geführt wurden, nach großen Fortschrit-
ten und einem durchaus positiven Ergeb-
nis für die Ukraine abgebrochen wurden. 
Russland hatte sich in den Istanbul-Ver-
handlungen offensichtlich dazu bereit 
erklärt, seine Streitkräfte auf den Stand 
vom 23. Februar zurückzuziehen, also 

vor Beginn des Angriffs auf die Ukrai-
ne. Jetzt wird immer wieder der vollstän-
dige Abzug als Voraussetzung für Ver-
handlungen gefordert. 

ZiF: Was hat denn die Ukraine als Ge-
genleistung angeboten?
HK: Die Ukraine hatte sich verpflichtet, 
auf eine Nato-Mitgliedschaft zu verzich-
ten und keine Stationierung ausländischer 
Truppen oder militärischer Einrichtungen 
zuzulassen. Dafür sollte sie Sicherheitsga-
rantien von Staaten ihrer Wahl erhalten. 
Die Zukunft der besetzten Gebiete soll-
te innerhalb von 15 Jahren diplomatisch, 
unter ausdrücklichem Verzicht auf mili-
tärische Gewalt gelöst werden.

ZiF: Warum kam der Vertrag nicht zu-
stande, der Zehntausenden das Leben 
gerettet und den Ukrainern die Zerstö-
rung ihres Landes erspart hätte?
HK: Nach zuverlässigen Informatio-
nen hat der damalige britische Premi-
erminister Boris Johnson am 9. April in 
Kiew interveniert und eine Unterzeich-
nung verhindert. Seine Begründung war, 
der Westen sei für ein Kriegsende nicht 
bereit.

ZiF: Es ist ungeheuerlich, was da gespielt 
wird, von dem der gutgläubige Bürger 

keine Ahnung hat. Die Verhandlungen 
in Istanbul waren bekannt, auch dass 
man kurz vor einer Einigung stand, aber 
von einem Tag auf den anderen hat man 
nichts mehr gehört.

HK: Mitte März hatte beispielswei-
se die britische „Financial Times“ über 
Fortschritte berichtet. Auch in einigen 
deutschen Zeitungen erschienen ent-
sprechende Meldungen. Weshalb die 
Verhandlungen scheiterten, ist aller-
dings nicht berichtet worden. Als Putin 
am 21. September die Teilmobilmachung 
verkündete, erwähnte er zum ersten Mal 
öffentlich, dass die Ukraine in den Istan-
bul-Verhandlungen im März 2022 positiv 
auf russische Vorschläge reagiert habe. 
„Aber“, sagte er wörtlich, „eine friedliche 
Lösung passte dem Westen nicht, deshalb 
hat er Kiew tatsächlich befohlen, alle Ver-
einbarungen zunichte zu machen.“

ZiF: Darüber schweigt tatsächlich un-
sere Presse.
HK: Anders als beispielsweise die ame-
rikanischen Medien. „Foreign Affairs“ 
und „Responsible Statecraft“, zwei re-
nommierte Zeitschriften, veröffentlich-
ten dazu sehr informative Berichte. Der 
Artikel in „Foreign Affairs“ war von Fio-
na Hill, einer ehemals hochrangigen Mit-
arbeiterin im nationalen Sicherheitsrat des 
Weissen Hauses. Sie ist sehr kompetent 
und absolut zuverlässig. Sehr detaillierte 
Informationen wurden bereits am 2. Mai 
auch in der regierungsnahen „Ukrainska 
Pravda“ veröffentlicht.

ZiF: Haben Sie noch weitere Angaben zu 
dieser Ungeheuerlichkeit?
HK: Es ist bekannt, dass die wesentlichen 
Inhalte des Vertragsentwurfs auf einem 
Vorschlag der ukrainischen Regierung 
vom 29. März beruhen. Darüber berichten 
inzwischen auch viele US-amerikanische 
Medien. Ich habe jedoch erfahren müs-
sen, dass deutsche Medien selbst dann 
nicht bereit sind, das Thema aufzugreifen, 
wenn sie Zugang zu den Quellen haben.

ZiF: Sie äußern sich in einem Artikel fol-
gendermaßen: „Der Mangel an sicher-
heitspolitischem Weitblick und strate-
gischem Urteilsvermögen in unserem 
Lande ist beschämend.“ Was meinen 
Sie damit konkret?

Großbritanniens, verhinderte am 9.04.22 eine 
Friedensvereinbarung zwischen Russland und 
der Ukraine. (Foto: Ben Shread / Cabinet Office 
/ Open Government Licence v3.0)
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HK: Nehmen wir als Beispiel den Zu-
stand der Bundeswehr. 2011 wurde eine 
Bundeswehrreform durchgeführt, die 
sogenannte Neuausrichtung der Bun-
deswehr. Neuausrichtung bedeutete weg 
vom Verfassungsauftrag der Landes- und 
Bündnisverteidigung und hin zu Aus-
landseinsätzen. Zur Begründung hieß 
es, dass es kein Risiko eines konventio-
nellen Angriffs auf Deutschland und die 
Nato-Verbündeten gebe. Personalumfang 
und Struktur der Streitkräfte, Ausrüstung, 
Bewaffnung und Ausbildung wurden auf 
Auslandseinsätze ausgerichtet. Streitkräf-
te, die über die Fähigkeit zur Landes- und 
Bündnisverteidigung verfügen, können 
auch Stabilisierungseinsätze durchführen, 
zumal die Bundesregierung und das Par-
lament darüber im Einzelfall selbst ent-
scheiden können. Umgekehrt ist das nicht 
der Fall, denn ob der Fall der Landes- und 
Bündnisverteidigung eintritt, entscheidet 
der Aggressor. Die damalige Lagebeurtei-
lung war ohnehin falsch. Denn durch die 
einseitige Kündigung des ABM-Vertra-
ges durch die USA war bereits 2002 ein 
strategischer Wendepunkt im Verhältnis 
zu Russland entstanden. Politischer Wen-
depunkt war der Nato-Gipfel in Bukarest 
2008, als US-Präsident George W. Bush 
versuchte, eine Einladung der Ukraine 
und Georgiens zum Nato-Beitritt durch-
zusetzen. Als er damit scheiterte, wurde, 
wie in solchen Fällen üblich, eine vage 
Beitrittsperspektive für diese Länder in 
das Communiqué aufgenommen.

ZiF: Sehen Sie aufgrund dieser Entwick-
lung zwischen Russland und den USA ei-
nen Zusammenhang mit der aktuellen 
Krise?
HK: Obwohl durch den Ukrainekrieg das 
Risiko einer Konfrontation Russlands und 
der Nato für jedermann offensichtlich ist, 
wird die Bundeswehr weiter entwaffnet, 
ja, geradezu kannibalisiert, um Waffen 
und militärisches Gerät für die Ukraine 
freizusetzen. Einige Politiker rechtferti-
gen dies sogar mit dem unsinnigen Ar-
gument, dass unsere Freiheit in der Uk-
raine verteidigt würde.

ZiF: Warum ist das für Sie ein unsinniges 
Argument? Alle argumentieren so, selbst 
der Vorsteher des Schweizer Aussende-
partements, Ignazio Cassis.

HK: Die Ukraine kämpft um ihre Frei-
heit, um ihre Souveränität und um die 
territoriale Integrität des Landes. Aber 
die beiden Hauptakteure in diesem Krieg 
sind Russland und die USA. Die Ukraine 
kämpft auch für die geopolitischen Inter-
essen der USA. Denn deren erklärtes Ziel 
ist es, Russland politisch, wirtschaftlich 
und militärisch so weit zu schwächen, 
dass sie sich dem geopolitischen Rivalen 
zuwenden können, der als einziger in der 
Lage ist, ihre Vormachtstellung als Welt-
macht zu gefährden: China. Zudem wäre 
es doch höchst unmoralisch, die Ukraine 
in ihrem Kampf für unsere Freiheit allein 
zu lassen und lediglich Waffen zu liefern, 
die das Blutvergießen verlängern und die 
Zerstörung des Landes vergrößern. Nein, 
in diesem Krieg geht es nicht um unse-
re Freiheit. Die Kernprobleme, weshalb 
der Krieg entstanden ist und immer noch 
fortgesetzt wird, obwohl er längst beendet 
sein könnte, sind ganz andere.

ZiF: Was ist Ihrer Meinung nach das 
Kernproblem?
HK: Russland will verhindern, dass der 
geopolitische Rivale USA eine strategi-
sche Überlegenheit gewinnt, die Russ-
lands Sicherheit gefährdet. Sei es durch 
Mitgliedschaft der Ukraine in der von den 
USA geführten Nato, sei es durch die Sta-
tionierung amerikanischer Truppen, die 
Verlagerung militärischer Infrastruktur 
oder gemeinsamer Nato-Manöver. Auch 
die Dislozierung amerikanischer Systeme 
des ballistischen Raketenabwehrsystems 
der Nato in Polen und Rumänien ist Russ-
land ein Dorn im Auge, denn Russland ist 
überzeugt, dass die USA von diesen Ab-
schussanlagen auch russische interkonti-
nentalstrategische Systeme ausschalten 
und damit das nuklearstrategische Gleich-
gewicht gefährden könnten. Eine wichti-
ge Rolle spielt auch das Minsk II-Abkom-
men, in dem die Ukraine sich verpflichtet 
hat, der russischsprachigen Bevölkerung 
im Donbas bis Ende 2015 durch eine Ver-
fassungsänderung mit einer größeren Au-
tonomie der Region Minderheitenrechte 
zu gewähren, wie sie in der Europäischen 
Union Standard sind. Es gibt inzwischen 
Zweifel, ob die USA und die Nato bereit 
waren, vor dem russischen Angriff auf 
die Ukraine ernsthaft über diese Fragen 
zu verhandeln.

ZiF: Wilfried Scharnagl zeigt in seinem 
Buch „Am Abgrund“ bereits 2015 ganz 
deutlich auf, dass die Politik des Wes-
tens eine unglaubliche Provokation ist, 
und wenn EU und Nato ihren Kurs nicht 
ändern, es zu einer Katastrophe kom-
men könnte.
HK: Ja, damit muss man rechnen. Je län-
ger der Krieg dauert, desto größer wird 
das Risiko einer Ausweitung oder Eska-
lation.

ZiF: Das haben wir bereits in der Ku-
bakrise gehabt.
HK: Das war eine vergleichbare Situa-
tion.

ZiF: Wie beurteilen Sie die beschlosse-
ne Lieferung von Marder-Panzern an die 
Ukraine?
HK: Waffensysteme haben Stärken und 
Schwächen aufgrund technischer Merk-
male und damit – abhängig vom Aus-
bildungsstand der Soldaten sowie den 
jeweiligen operativen Rahmenbedingun-
gen – einen bestimmten Einsatzwert. Im 
Gefecht der verbundenen Waffen wir-
ken verschiedene Waffensysteme in ei-
nem gemeinsamen Führungs- bzw. In-
formationssystem zusammen, wodurch 
die Schwächen des einen Systems durch 
die Stärken anderer Systeme ausgegli-
chen werden. Bei einem niedrigen Aus-
bildungsstand des Bedienungspersonals 
oder wenn ein Waffensystem nicht ge-
meinsam mit anderen Systemen in einem 
funktionalen Zusammenhang eingesetzt 
wird und möglicherweise die Einsatzbe-
dingungen schwierig sind, ist der Einsatz-
wert gering. Damit besteht die Gefahr der 
frühzeitigen Ausschaltung oder sogar das 
Risiko, dass die Waffe in die Hand des 
Gegners fällt. Das ist die gegenwärtige 
Lage, in der moderne westliche Waffen-
systeme im Ukrainekrieg zum Einsatz 
kommen. Russland hat im Dezember ein 
umfangreiches Programm zur Auswer-
tung der technischen und operativ-tak-
tischen Parameter eroberter westlicher 
Waffen begonnen, was die Effektivität der 
eigenen Operationsführung und Waffen-
wirkung erhöhen soll.

Darüber hinaus stellt sich grundsätz-
lich die Frage der Mittel-Zweck-Relati-
on. Welchem Zweck sollen die westlichen 
Waffen dienen? Selenskij hat die strategi-
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schen Ziele der ukrainischen Kriegsfüh-
rung immer wieder geändert. Gegenwär-
tig verfolgt die Ukraine das Ziel, alle von 
Russland besetzten Gebiete einschließ-
lich der Krim zurückzuerobern. Der deut-
sche Bundeskanzler sagt, wir unterstüt-
zen die Ukraine, solange das nötig ist, 
also auch bei der Verfolgung dieses Ziels, 
obwohl die USA mittlerweile betonen, es 
ginge darum, lediglich „das Territorium 
zurückzuerobern, das seit dem 24. Feb-
ruar 2022 von Russland eingenommen 
wurde.“

Es gilt somit die Frage zu beantwor-
ten, ob das Mittel westlicher Waffenlie-
ferungen geeignet ist, den von der Uk-
raine beabsichtigten Zweck zu erfüllen. 
Diese Frage hat eine qualitative und eine 
quantitative Dimension. Die USA liefern 
keine Waffen ausser solche zur Selbstver-
teidigung, keine Waffen, die das Gefecht 
der verbundenen Waffen ermöglichen und 
vor allem keine, die eine nukleare Eska-
lation auslösen könnten. Das sind Präsi-
dent Bidens drei Neins.

ZiF: Wie will die Ukraine ihre militäri-
schen Ziele erreichen?
HK: Der ukrainische Generalstabschef, 
General Saluschnij, sagte kürzlich: „Ich 
brauche 300 Kampfpanzer, 600 bis 700 
Schützenpanzer und 500 Haubitzen, um 

die russischen Truppen auf die Positionen 
vor dem Angriff vom 24. Februar zurück-
zudrängen. Jedoch mit dem, was er erhal-
te, seien „größere Operationen nicht mög-
lich“. Ob die ukrainischen Streitkräfte 
angesichts der großen Verluste der letzten 
Monate überhaupt noch über eine ausrei-
chende Zahl geeigneter Soldaten verfü-
gen, um diese Waffensysteme einsetzen 
zu können, ist allerdings fraglich. Jeden-
falls erklärt auch die Aussage General Sa-
luschnijs, weshalb die westlichen Waffen-
lieferungen die Ukraine nicht in die Lage 
versetzen, ihre militärischen Ziele zu er-
reichen, sondern lediglich den Krieg ver-
längern. Hinzu kommt, dass Russland die 
westliche Eskalation jederzeit durch eine 
eigene übertreffen könnte.

In der deutschen Diskussion werden 
diese Zusammenhänge nicht verstanden 
oder ignoriert. Dabei spielt auch die Art 
und Weise eine Rolle, wie einige Verbün-
dete versuchen, die Bundesregierung öf-
fentlich nun auch zur Lieferung von Le-
opard 2-Kampfpanzern zu drängen. Das 
hat es in der Nato bisher nicht gegeben. 
Es zeigt, wie sehr Deutschlands Ansehen 
im Bündnis durch die Schwächung der 
Bundeswehr gelitten hat und mit welchem 
Engagement einige Verbündete das Ziel 
verfolgen, Deutschland gegenüber Russ-
land besonders zu exponieren.

ZiF: Was nährt Selsenkijs Auffassung, 
man könne die Russen aus der Ukraine 
vertreiben?
HK: Möglicherweise werden die ukrai-
nischen Streitkräfte mit den Waffensys-
temen, die ihnen auf der nächsten Geber-
konferenz am 20. Januar zugesagt werden, 
etwas effektiver in der Lage sein, sich ge-
gen die in den nächsten Wochen stattfin-
denden russischen Offensiven zu vertei-
digen. Sie können dadurch aber nicht die 
besetzten Gebiete zurückerobern. Nach 
Ansicht des US-amerikanischen Gene-
ralstabschefs, General Mark Milley, hat 
die Ukraine das, was sie militärisch errei-
chen konnte, erreicht. Mehr ist nicht mög-
lich. Deshalb sollten jetzt diplomatische 
Bemühungen aufgenommen werden, um 
einen Verhandlungsfrieden zu erreichen. 
Ich teile diese Auffassung.

Dabei ist zu berücksichtigen, dass die 
russischen Streitkräfte offenbar die Ab-
sicht haben, das eroberte Gebiet zu ver-
teidigen und den Rest des Donbas zu er-
obern, um die von ihnen annektierten 
Gebiete zu konsolidieren. Sie haben ihre 
Verteidigungsstellungen gut dem Gelän-
de angepasst und stark befestigt. Angriffe 
auf diese Stellungen erfordern einen ho-
hen Kräfteaufwand und die Bereitschaft, 
erhebliche Verluste hinzunehmen. Durch 
den Abzug aus der Region Cherson wur-
den ungefähr 22 000 kampfkräftige Trup-
pen für Offensiven freigesetzt. Zudem 
werden weitere Kampfverbände als Ver-
stärkung in die Region verlegt.

ZiF: Aber was sollen dann die Waffenlie-
ferungen, die das Erreichen von Selens-
kijs Ziel nicht ermöglichen?
HK: Die derzeitigen Bemühungen der 
USA, die Europäer zu weiteren Waffen-
lieferungen zu veranlassen, haben mög-
licherweise mit dieser Lageentwicklung 
zu tun. Man muss zwischen den öffent-
lich geäußerten Gründen und den konkre-
ten Entscheidungen der Bundesregierung 
unterscheiden. Es würde zu weit führen, 
auf das ganze Spektrum dieser Diskussi-
on einzugehen. Ich würde mir allerdings 
wünschen, dass die Bundesregierung in 
dieser Frage wirklich kompetent beraten 
wird und – was vielleicht noch wichti-
ger ist – der Bedeutung dieser Frage ent-
sprechend aufnahmebereit und urteils-
fähig wäre.

Die Bundesregierung lieferte bis zum 27.02.23 bereits 40 Schützenpanzer MARDER mit Munition 
(aus Bundeswehr- und Industriebeständen). Zu deutschen Waffenlieferungen siehe auch: <https://
www.bundesregierung.de/breg-de/themen/krieg-in-der-ukraine/lieferungen-ukraine-2054514> 
(Foto: Sonaz / Wikimedia Commons / CC BY-SA 2.0 de) 
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Die Bundesregierung ist mit der Un-
terstützung der Ukraine schon sehr weit 
gegangen. Zwar machen Waffenlieferun-
gen Deutschland noch nicht zur Konflikt-
partei. Aber in Verbindung mit der Aus-
bildung ukrainischer Soldaten an diesen 
Waffen unterstützen wir die Ukraine 
dabei, ihre militärischen Ziele zu errei-
chen. Der Wissenschaftliche Dienst des 
Deutschen Bundestags hat deshalb in sei-
nem Gutachten vom 16. März 2022 er-
klärt, dass damit der gesicherte Bereich 
der Nicht-Kriegsführung verlassen wird. 
Auch die USA werden ukrainische Sol-
daten in Deutschland ausbilden. Das 
Grundgesetz enthält in seiner Präam-
bel ein striktes Friedensgebot für unser 
Land. Das Grundgesetz toleriert die Un-
terstützung einer Kriegspartei also nur 
dann, wenn diese geeignet ist, eine fried-
liche Lösung zu ermöglichen. Die Bun-
desregierung ist deshalb in der Pflicht, 
der deutschen Bevölkerung zu erklären, 
innerhalb welcher Grenzen und mit wel-
chem Ziel die Unterstützung der Ukrai-
ne erfolgt. Schließlich müssten auch der 
ukrainischen Regierung die Grenzen der 
Unterstützung aufgezeigt werden. Selbst 
Präsident Biden hat vor einiger Zeit in ei-
nem Namensartikel erklärt, dass die USA 
die Ukraine zwar weiter militärisch un-
terstützen werden, aber eben auch ihre 
Bemühungen, in diesem Konflikt einen 
Verhandlungsfrieden zu erreichen.

ZiF: Seit Wochen rennt die ukrainische 
Armee gegen die Russen an – ohne Er-
folg. Dennoch spricht Selenskij von Rück-
eroberung. Ist das Propaganda oder be-
steht diese Möglichkeit tatsächlich?
HK: Nein, dazu sind die ukrainischen 
Streitkräfte sowohl nach Einschätzung 
des amerikanischen wie des ukrainischen 
Generalstabschefs nicht in der Lage. Bei-
de Kriegsparteien befinden sich gegen-
wärtig wieder in einer Pattsituation, die 
durch die Einschränkungen aufgrund der 
Jahreszeit verstärkt wird. Jetzt wäre also 
der richtige Zeitpunkt, die abgebrochenen 
Verhandlungen wieder aufzunehmen. Die 
Waffenlieferungen bedeuten das Gegen-
teil, nämlich dass der Krieg sinnlos ver-
längert wird, mit noch mehr Toten auf 
beiden Seiten und der Fortsetzung der 
Zerstörung des Landes. Aber auch mit 
der Folge, dass wir noch tiefer in diesen 

Krieg hineingezogen werden. Selbst der 
Nato-Generalsekretär hat kürzlich vor 
einer Ausweitung der Kämpfe zu einem 
Krieg zwischen der Nato und Russland 
gewarnt.

ZiF: Sie sagen, wir haben wieder eine 
„Pattsituation“. Was meinen Sie damit?
HK: Eine positive Ausgangslage für eine 
Verhandlungslösung hatte sich beispiels-
weise Ende März vergangenen Jahres er-
geben, als die Russen entschieden, vor 
Kiew abzudrehen und sich auf den Os-
ten und den Donbas zu konzentrieren. 
Das hat die Verhandlungen in Istanbul 
ermöglicht. Eine ähnliche Lage entstand 
im September, bevor Russland die Teil-
mobilisierung durchführte. Die damals 
entstandenen Möglichkeiten sind nicht 
genutzt worden. Jetzt wäre es wieder Zeit 
zu verhandeln, und wir nutzen auch die-
se Gelegenheit nicht, sondern tun das Ge-
genteil: Wir schicken Waffen und eska-
lieren. Auch dies ist ein Aspekt, der den 
Mangel an sicherheitspolitischem Weit-
blick und strategischem Urteilsvermö-
gen offenlegt.

ZiF: Sie haben in Ihrem Text noch er-
wähnt, dass der russische Verteidigungs-
minister Schoigu Bereitschaft für Ver-
handlungen signalisiert hat …

HK: … das hat auch Putin gemacht. Putin 
hat am 30. September, als er zwei weite-
re Regionen zu russischem Territorium 
erklärte, ausdrücklich wieder Verhand-
lungen angeboten. Er hat das zwischen-
zeitlich mehrfach getan. Jetzt ist es al-
lerdings so, dass Schoigu das nicht an 
Bedingungen geknüpft hat, aber Putin 
hat sozusagen die Latte höher gelegt, in-
dem er sagte, wir sind zu Verhandlun-
gen bereit, aber es setzt natürlich vor-
aus, dass die andere Seite die Gebiete, die 
wir annektiert haben, anerkennt. Daran 
sieht man, dass sich die Positionen beider 
Seiten immer mehr verhärten, je länger 
der Krieg dauert. Denn Selenskij sagte, 
er verhandle erst, wenn sich die Russen 
vollständig aus der Ukraine zurückgezo-
gen hätten. Damit wird eine Lösung im-
mer schwieriger, aber sie ist noch nicht 
ausgeschlossen.

ZiF: Ich möchte noch auf ein Ereignis zu 
sprechen kommen. Frau Merkel hat in ei-
nem Interview …
HK: … ja, was sie sagt, ist eindeutig. Sie 
hätte das Minsk II-Abkommen nur ausge-
handelt, um der Ukraine Zeit zu verschaf-
fen. Und die Ukraine habe diese auch ge-
nutzt, um militärisch aufzurüsten. Das 
hat der ehemalige französische Präsident 
Hollande bestätigt.

Die Staats- und Regierungschefs von Belarus Alexander Lukashenko, Russland Wladimir Putin, 
Deutschland Angela Merkel und Frankreich Francois Hollande und der Ukraine Petro Poroschenko, 
in Minsk am 11 February 2015 bei den Minsker Friedensvereinbarungen. Laut Merkel wurde die 
Minsk 2 Vereinbarung nur geschlossen, um Zeit für die Aufrüstung der Ukraine zu gewinnen. 
(Foto: The Russian Presidential Press and Information Office / Wikimedia Commons / CC BY 4.0) 
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ZiF: Petro Poroschenko, der ehemali-
ge ukrainische Staatspräsident, hat das 
ebenfalls gesagt.
HK: Russland bezeichnet das verständ-
licherweise als Betrug. Und Merkel be-
stätigt, dass Russland ganz bewusst ge-
täuscht wurde. Das kann man bewerten, 
wie man will, aber es ist ein eklatanter 
Vertrauensbruch und eine Frage der po-
litischen Berechenbarkeit. Nicht wegdis-
kutieren kann man allerdings, dass die 
Weigerung der ukrainischen Regierung 
– in Kenntnis dieser beabsichtigten Täu-
schung – das Abkommen umzusetzen, 
noch wenige Tage vor Kriegsbeginn, ei-
ner der Auslöser für den Krieg war. Die 
Bundesregierung hatte sich in der Uno-
Resolution dazu verpflichtet, das „gesam-
te Paket“ der vereinbarten Maßnahmen 
umzusetzen. Darüber hinaus hat die Bun-
deskanzlerin mit den anderen Teilneh-
mern des Normandie-Formats eine Er-
klärung zur Resolution unterschrieben, 
in der sie sich noch einmal ausdrücklich 
zur Implementierung der Minsk-Verein-
barungen verpflichtete.

ZiF: Das ist doch auch ein Völkerrechts-
bruch?
HK: Ja, das ist ein Völkerrechtsbruch, das 
ist eindeutig. Der Schaden ist immens. 
Man muss sich die heutige Situation ein-
mal vorstellen. Die Leute, die von Anfang 
an Krieg führen wollten und immer noch 
wollen, haben den Standpunkt vertreten, 
mit Putin kann man nicht verhandeln. Der 
hält die Vereinbarungen so oder so nicht 
ein. Jetzt stellt sich heraus, wir sind die-
jenigen, die internationale Vereinbarun-
gen nicht einhalten.

ZiF: Nach meinen Kenntnissen halten die 
Russen ihre Verträge ein, sogar während 
des aktuellen Krieges hat Russland wei-
terhin Gas geliefert. Aber Frau Baerbock 
hat vollmundig verkündet: „Wir wollen 
kein russisches Gas mehr!“ Daraufhin 
hat Russland die Menge gedrosselt. So 
war es doch?
HK: Ja, wir haben gesagt, wir wollen kein 
russisches Gas mehr. Alle Folgewirkun-
gen, die Energiekrise, die wirtschaftli-
che Rezession etc. sind das Resultat der 
Entscheidung der Bundesregierung und 
nicht einer Entscheidung der russischen 
Regierung.

ZiF: Aber wenn Sie die Nachrichten hö-
ren oder sehen – auch bei uns in der 
Schweiz – dann gibt es die Energiekri-
se aufgrund von Putins Entscheid, Krieg 
gegen die Ukraine zu führen.
HK: In der Vergangenheit gab es zwei-
mal Schwierigkeiten bei der Lieferung 
von Gas, die von der Ukraine verursacht 
wurden. Da sollte man ehrlich sein. Russ-
land würde weiter liefern, aber wir wol-
len von dort nichts mehr, weil es die Uk-
raine angegriffen hat. Dann kommt noch 
die Frage auf: Wer hat eigentlich North-
Stream II in die Luft gesprengt?

ZiF: Haben Sie eine Einschätzung zur 
Sprengung?
HK: Nein, das wäre reine Spekulation. 
Es gibt Indizien wie so häufig, aber keine 
Beweise. Jedenfalls keine, die öffentlich 
bekannt geworden sind. Aber Sie können 
ganz sicher sein: Die Sonne bringt es an 
den Tag.

ZiF: Welche Erfahrungen haben Sie in 
Verhandlungen mit Russland gemacht?
HK: Ich habe viele Verhandlungen mit 
Russland geführt, z. B. über den russi-
schen Beitrag zum Kosovo-Einsatz der 
Nato. Die USA hatten uns darum gebe-
ten, weil sie mit Russland zu keinem Er-
gebnis kamen. Russland war Schließlich 
bereit, seine Truppen einem deutschen 
Nato-Befehlshaber zu unterstellen. In den 
90er Jahren entstand eine enge politische 
Abstimmung und militärische Zusam-
menarbeit zwischen der Nato und Russ-
land, seit 1997 durch den Nato-Russland-
Grundlagenvertrag geregelt. Die Russen 
sind harte Verhandlungspartner, aber 
wenn man zu einem gemeinsamen Ergeb-
nis kommt, dann steht das und gilt auch.

ZiF: Wie sah das Ergebnis aus?
HK: Die Russen wollten in den Verhand-
lungen um den Grundlagenvertrag eine 
Art Mitentscheidungsrecht erhalten. Das 
war nicht möglich. Wir haben aber einen 
Weg gefunden, gemeinsame Lösungen in 
Fällen zu finden, in denen die Sicherheits-
interessen der einen oder anderen Seite 
betroffen sind. Nach dem Georgienkrieg 
hat die Nato die Zusammenarbeit leider 
weitgehend suspendiert. Es hat sich auch 
im Vorfeld des Ukrainekrieges gezeigt, 
dass Regelungen, die in Zeiten eines gu-

ten Verhältnisses für die Beilegung von 
Krisen und Konflikten geschaffen wer-
den, dann ihren Wert haben, wenn es zu 
Spannungen kommt. Leider hat man das 
nicht verstanden.

ZiF: Herr General Kujat, ich danke für 
das Gespräch.


